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Wiesenburg/Mark, den 26.09.2017

Beschluss-Nr. 146-23/17

Die Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark beschließt in ihrer heutigen Sitzung die

1. Änderungssatzung zur Friedhofssatzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark

in der als Anlage beigefügten Fassung.

Begründung:
In der am 11. 7. 2017 beschlossenen Friedhofssatzung (Beschluss-Nr. 135-22/17) ist in der Aufzählung der Friedhöfe im § 1 Abs. 1 der Friedhof im Ortsteil 
Neuehütten nicht enthalten. 
Die Aufzählung ist in der 1. Änderungssatzung dahingehend ergänzt worden.

Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung: 	 17
davon anwesend: 					     14		
Ja-Stimmen: 14					     Nein-Stimmen: –				    Enthaltungen: –

Gante 									         Beckendorf
Vors. der Gemeindevertretung 							       Bürgermeister

Wiesenburg/Mark, den 26. 09. 2017

1. Änderungssatzung zur Friedhofssatzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark

Auf der Grundlage der §§ 3 und 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, 
[Nr. 19], S.286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32] in Verbindung mit § 34 des Gesetzes über das Leichen-, 
Bestattungs- und Friedhofswesen im Land Brandenburg (Brandenburgisches Bestattungsgesetz- BbgBestG) vom 07. November 2001(GVBl.I/01, [Nr. 16], S. 
226), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 13. März 2012 (GVBl.I712, [Nr. 16], beschließt die Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/
Mark die 1. Änderungssatzung zur Friedhofssatzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark vom 11. 07. 2017 wie folgt:

Artikel I
Der § 1 Abs.1 der genannten Satzung erhält folgende Fassung:

1)	 Die Friedhöfe in den Ortsteilen Jeserigerhütten, Klepzig, Lehnsdorf, Medewitz, Mützdorf, Neuehütten, Reetz, Reetzerhütten, Reppinichen, Schlamau, 
und Wiesenburg sowie die Trauerhalle in Benken stehen im Eigentum und in der Verwaltung der Gemeinde Wiesenburg/Mark. Für diese Einrichtungen 
gilt die nachstehende Friedhofssatzung.

Artikel II
Inkrafttreten

Die 1. Änderungssatzung zur Friedhofssatzung der Gemeinde Wiesenburg/Mark tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Beckendorf
Bürgermeister
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark am 26. 9. 2017 beschlossene 1. Änderungssatzung zur Friedhofssatzung der Gemeinde Wie-
senburg/Mark wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt der Gemeinde Wiesenburg/Mark, dem „Amtsblatt 
für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt gemacht.

Wiesenburg/Mark, den 27. 09. 2017

Beckendorf 
Bürgermeister

Wiesenburg/Mark, den 27. 9. 2017

Bekanntmachung

Die Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark hat in ihrer Sitzung am 26. 9. 2017

mit Beschluss-Nr. 138-23/17 den geprüften Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2012
und
mit Beschluss-Nr. 139-23/17 die Entlastung des Bürgermeisters der Gemeinde Wiesenburg/Mark für das Haushaltsjahr 2012 entsprechend 
der Ergebnisse des Berichtes über die Rechnungsprüfung vom 03.08.2017

beschlossen.

Der geprüfte Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2012 und die Entlastung des Bürgermeisters der Gemeinde Wiesenburg/Mark für das Haushaltsjahr 2012 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Der Jahresabschluss liegt mit seinen Anlagen in den Räumen der Verwaltung der Gemeinde Wiesenburg/Mark während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsichtnahme öffentlich aus.

Beckendorf 
Bürgermeister

Wiesenburg/Mark, den 26.09.2017

Beschluss-Nr. 138-23/17

Die Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark beschließt in ihrer heutigen Sitzung aufgrund des § 82 (4) der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVB1.I/07, [Nr. 19], S.286) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVB1.I/14, [Nr. 32])

den geprüften Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2012

Begründung:
Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Potsdam-Mittelmark hat gemäß § 102 Abs. 1 i. V. m. § 101 BbgKVerf den Jahresabschluss geprüft. Aus dem 
vorliegenden Bericht ergeben sich keine Feststellungen, die einer Beschlussfassung entgegenstehen.

Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung: 	 17
davon anwesend: 					     14
Ja-Stimmen: 14					     Nein-Stimmen: –					     Enthaltungen: –

Gante								        Beckendorf
Vors. der Gemeindevertretung						      Bürgermeister
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Entwurf  
des Jahresabschlusses der Gemeinde Wiesenburg/Mark für das Haushaltsjahr 2012

Der Jahresabschluss wurde auf Grund § 83 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in der derzeit gültigen Fassung erstellt.
Der Entwurf des Jahresabschlusses für die Gemeinde Wiesenburg/Mark mit den dazugehörigen Anlagen wurde gem. § 82 Abs. 3 BbgKVerf durch die Käm-
merin aufgestellt und dem Bürgermeister zur Feststellung vorgelegt.

aufgestellt:
Wiesenburg/Mark, den 09.05.2017

Feldmann 
Kämmerin

Der geprüfte Jahresabschluss mit seinen Anlagen wird hiermit festgestellt und der Gemeindevertretung für die Sitzung am 26.09.2017 zugestellt.

festgestellt:
Wiesenburg/Mark, den 11.09.2017

Beckendorf 
Bürgermeister

Wiesenburg/Mark, den 26.09.2017

Beschluss-Nr. 139-23/17

Die Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark beschließt in ihrer heutigen Sitzung aufgrund des § 82 (4) der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVB1.I/07, [Nr. 19], S.286) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVB1.I/14, [Nr. 32])

die Entlastung des Bürgermeisters der Gemeinde Wiesenburg/Mark für das Haushaltsjahr 2012 entsprechend der Ergebnisse des Berichtes 
über die Rechnungsprüfung vom 03.08.2017

Begründung:
Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Potsdam-Mittelmark hat gemäß § 102 Abs. 1 i. V. m. § 101 BbgKVerf den Jahresabschluss 2011 geprüft. Aus 
dem vorliegenden Bericht ergeben sich keine Feststellungen, die einer Entlastung des Bürgermeisters entgegenstehen.

Abstimmungsergebnis:
Gesetzliche Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung: 	 17
davon anwesend: 					     14
Ja-Stimmen: 13					     Nein-Stimmen: –					     Enthaltungen: 1

Gante								        Beckendorf
Vors. der Gemeindevertretung						      Bürgermeister
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Abstimmungsbehörde:	 Amt Brück
Gemeinden:		  Borkheide, Borkwalde, Stadt Brück
			   Golzow, Linthe, Planebruch

Bekanntmachung 
über erweiterte Eintragungsmöglichkeiten bei der Durchführung des Volksbegehrens  

„Bürgernähe erhalten – Kreisreform stoppen“ (Nachtrag zur Bekanntmachung im Amtsblatt 
für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk vom 11.08.2017)

Das Volksbegehren „Bürgernähe erhalten – Kreisreform stoppen“ findet in der Zeit vom 29. Juli 2017 bis zum 28. Februar 2018 statt.

In Erweiterung der o. a. Bekanntmachung kann die Eintragung in den Eintragungslisten im

Amt Brück, Ordnungsamt/Einwohnermeldeamt
Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück, Zimmer 108

nicht nur während der Sprechzeiten des Einwohnermeldeamtes, sondern während der allgemeinen Geschäftszeiten des Amtes Brück

Mo, Mi, Do      	 7.30-12 Uhr und 12.30-16 Uhr
		  (Mittwoch zusätzlich Bürgermobil von 9-11 Uhr in Golzow und 13-15 Uhr in Borkheide)
Di		  7.30-12 und 13-18 Uhr
Fr		  7.30-12 Uhr erfolgen.

Zusätzlich ist ab dem Zeitpunkt der Veröffentlichung die Eintragung während der Sprechstunden der Bürgermeisterin der Gemeinde Borkwalde für 
alle berechtigten Personen möglich. Die Sprechstunden finden an jedem 1. und 3. Samstag des Monats in der Zeit von 9-11 Uhr im Jugendraum 
Borkwalde, Lehniner Straße 22 statt.

Brück, den 28. September 2017

							     
Die Abstimmungsbehörde-

Köhler
Amtsdirektor
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Die Gemeindevertretung Planetal hat in ihrer Sitzung am 06.09.2017 auf der 
Grundlage des § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Bb-
gKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I/07, [Nr. 19], S. 286), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 10.07.2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32]) und der §§ 1, 2 
und 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG), in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31.03.2004 (GVBl. I/04,[Nr. 8], S. 174), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 10.07.2014 (GVBl. I/14, 
[Nr. 32]), nachfolgende Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 
und 10a des Kommunalabgabengesetzes für straßenbauliche Maßnahmen 
der Gemeinde Planetal (Straßenbaubeitragssatzung) beschlossen.

§ 1
Erhebung des Straßenbaubeitrages

(1)	 Zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Erneuerung und Verbesserung von Anlagen im Bereich der öffentli-
chen Straßen, Wege und Plätze und als Gegenleistung für die durch die 
Möglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentümern, Erbbauberechtig-
ten und Nutzern der erschlossenen Grundstücke erwachsenden Vorteile 
erhebt die Gemeinde Planetal Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

(2)  	Die Gemeinde Planetal erhebt
a)	 für den Aufwand für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und 

Beseitigung sowie die Kosten für die Unterhaltung von Grundstücks-
zufahrten zu den dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, 
Wegen und Plätzen, sowie

b)	 bei Überfahrten über einen Geh- oder Radweg, die aufwendiger 
hergestellt, erneuert oder verändert werden, als dem regelmäßigen 
Verkehrsbedürfnis entspricht, für die dadurch entstehenden Mehr-
aufwendungen für den Bau und die Mehrkosten für die Unterhaltung 
Kostenersatz nach Maßgabe dieser Satzung.

(3)	 Abs. 2 Buchstabe a) findet entsprechend Anwendung für fußläufige 
Grundstückszugänge.	

§ 2
Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1)	 Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für
a)	 den Erwerb (einschließlich Erwerbsnebenkosten) und die Freilegung 

der für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und 
Verbesserung der Anlagen benötigten Grundflächen,

b)	 die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Erneuerung und Verbes-
serung von

	 1)	 Fahrbahnen,
	 2)	 Rinnen und Bordsteinen,
	 3)	 Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen,
	 4)	 Gehwegen,
	 5)	 Radwegen,
	 6)	 kombinierten Geh- und Radwegen,
	 7)	 Beleuchtungseinrichtungen,
	 8)	 Entwässerungseinrichtungen,
	 9)	 Böschungen, Schutz- und Stützmauern,

Satzung 
über die Erhebung von Straßenbaubeiträgen und den Kostenersatz für Grundstückszufahrten 

und Gehwegüberfahrten in der Gemeinde Planetal  
(Straßenbaubeitragssatzung)

	 10)	 Parkflächen einschließlich Standspuren und Haltebuchten,
	 11)	 unselbständigen Grünanlagen,
	 12)	 Mischflächen, Mischverkehrsflächen,
	 13)	 Möblierung.
c)	 die Inanspruchnahme Dritter mit Planung und Bauleitung sowie die 

Verwaltungskosten, die ausschließlich der Maßnahme zuzurechnen 
sind.

(2)	 Die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, Landes-, und Kreis-
straßen sind nur insofern beitragsfähig, als sie breiter sind als die an-
schließenden freien Strecken.

(3)	 Nicht beitragsfähig sind die Kosten
a)	 für laufende Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen, Wege 

und Plätze,
b)	 für Hoch- und Tiefstraßen sowie für Straßen, die für den Schnellver-

kehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt sind (Schnellverkehrsstraßen), 
ferner für Brücken, Tunnels und Unterführungen mit den dazugehö-
rigen Rampen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) 	 Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Aufwendun-
gen ermittelt.

(2)	 Der Kostenersatz nach § 1 Abs. 2 Buchstabe a) wird bei der Herstellung, 
Erneuerung, Veränderung, Beseitigung von Grundstückszufahrten oder 
fußläufigen Grundstückszugängen nach den tatsächlichen Kosten be-
rechnet.

(3)  Der Kostenersatz nach § 1 Abs. 2 Buchstabe b) für den Bau einer Über-
fahrt über den 	 Geh- oder Radweg wird auf Basis des tatsächlichen 
Mehraufwandes und der Kostenersatz für die Unterhaltung einer Über-
fahrt über den Geh- oder Radweg nach den tatsächlichen Mehrkosten 
berechnet.

§ 4 
Anteil der Gemeinde und der Beitragspflichtigen am Aufwand

(1)	 Die Gemeinde trägt den Teil des Aufwandes, der
a)	 auf die Inanspruchnahme der Anlagen durch die Allgemeinheit ent-

fällt.
b)	 bei der Verteilung des Aufwandes nach §§ 5 - 6 auf ihre eigenen 

Grundstücke entfällt.
	 Der übrige Teil des Aufwandes ist von den Beitragspflichtigen zu tragen.
(2)	 Überschreiten Anlagen die nach Abs. 3 anrechenbaren Breiten, so trägt 

die Gemeinde den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand 
allein. Bei den Bundes-, Landes- und Kreisstraßen beziehen sich die 
anrechenbaren Breiten der Fahrbahnen auf die Breite, die über die bei-
tragsfreie Fahrbahnbreite nach § 2 Abs. 2 hinausgeht.

(3)	 Der Anteil der Beitragspflichtigen am Aufwand nach Abs. 1 Satz 2 und 
die anrechenbaren Breiten der Anlagen werden wie folgt festgesetzt:
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Straßenart anrechenbare Breiten in Ge-
werbe- und Industriegebieten 
beplant und unbeplant

anrechenbare Breiten in sonstigen 
Baugebieten sowie im Außenbereich 
(§ 35 BauGB) beplant und unbeplant

Anteil der 
Beitragspflichtigen (in %)

1. Anliegerstraßen

a. Fahrbahn 7,50 m 6,00 m 60

b. Radweg einschließlichSicherheitsstreifen bis 1,75 m bis 1,75 m 50

c. Parkstreifen bis 5,00 m bis 5,00 m 70

d. Gehweg bis 2,50 m bis 2,50 m 50

e. Beleuchtung und Oberflächenentwässerung 60

f. unselbständige Grünanlagen bis 2,00 m bis 2,00 m 60

g. kombinierte Geh- und Radwege bis 3,50 m bis 3,50 m 50

h. Mischflächen, Mischverkehrsflächen bis 7,50 m bis 6,00 m 70

I. Möblierung 70

2. Erschließungsstraßen

a. Fahrbahn 8,50 m 6,50 m 50

b. Radweg einschließlich Sicherheitsstreifen bis 1,70 m bis 1,70 m 50

c. Parkstreifen bis 5,00 m bis 5,00 m 60

d. Gehweg bis 2,50 m bis 2,50 m 50

e. Beleuchtung und Oberflächenentwässerung bis 2,00 m bis 2,00 m 50

f. unselbständige Grünanlagen bis 3,50 m bis 3,50 m 50

g. kombinierte Geh- und Radwege bis 7,50 m bis 6,00 m 50

h. Mischflächen, Mischverkehrsflächen 50

I. Möblierung

3. Durchgangsstraßen

a. Fahrbahn 8,50 m 5,50 m 20

b. Radweg einschließlich Sicherheitsstreifen bis 1,70 m bis 1,70 m 40

c. Parkstreifen bis 2,50 m bis 2,00 m 40

d. Gehweg bis 2,50 m bis 2,50 m 40

e. Beleuchtung und Oberflächenentwässerung bis 2,00 m bis 2,00 m 40

f. unselbständige Grünanlagen bis 3,50 m bis 3,50m 40

g. kombinierte Geh- und Radwege bis 7,50 m bis 6,00 m 40

h. Mischflächen, Mischverkehrsflächen 40

I. Möblierung

4. Außenbereich

a. Fahrbahn 10

b. Radweg einschl. Sicherheitsstreifen 10

c. Parkstreifen 10

d. Gehweg    10

e. Beleuchtung und Oberflächenentwässerung 10

f. unselbständige Grünanlagen 10

g. kombinierte Geh- und Radwege 10

h. Mischflächen, Mischverkehrsflächen 10

i. Möblierung
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(4)	 Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht sich 
die anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des 
oder der fehlenden Parkstreifen, höchstens jedoch um je 2,50 m, falls 
und soweit auf der Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird. Der 
Aufwand für z. B. Wendeanlagen am Ende von Stichstraßen und für 
Aufweitungen im Bereich von Einmündungen oder Abbiegespuren und 
dergleichen ist über die in Absatz 3 festgelegten Breiten hinaus bei-
tragspflichtig.

(5) 	 Insbesondere für folgende öffentliche Straßen werden die anrechenba-
ren Breiten im Einzelfall festgesetzt:

	 a) Außenbereich,
(6)  Im Sinne des Absatzes 3 und 5 gelten als:

1.   	Anliegerstraßen:
	 Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder 

der durch eine  Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke die-
nen.

2. 	 Erschließungsstraßen:
	 Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzeitig 

dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Haupt-
verkehrsstraßen nach Ziffer 3 sind.

3. 	 Durchgangsstraßen:
	 Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem 

überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen mit Ausnahme der Strecken, die außer-
halb von Baugebieten und von im Zusammenhang bebauten Ortstei-
len liegen.

4. 	 Außenbereich:
	 Gemeindestraßen außerhalb der geschlossenen Ortslage und au-

ßerhalb eines im Bebauungsplan festgesetzten Baugebietes, die 
überwiegend dem Verkehr zwischen benachbarten Gemeinden oder 
Gemeindeteilen dienen oder zu dienen bestimmt sind.

(7)	 Die Klassifizierung der einzelnen Straßen ist als Anlage 1 beigefügt.

§ 5
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes

(1)	 Der umlagefähige Ausbauaufwand wird auf die Grundstücke verteilt, 
von denen aus die Möglichkeit der Inanspruchnahme der ausgebauten 
Anlage oder eines bestimmten Abschnitts von ihr besteht (berücksich-
tigungsfähige Grundstücke). Die Verteilung des Aufwandes auf diese 
Grundstücke erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die sich für diese 
Grundstücke aus der Vervielfachung der maßgeblichen Grundstücksflä-
che mit den nach § 6 maßgeblichen Nutzungsfaktoren ergeben.

(2)	 Als Grundstücksfläche gilt grundsätzlich der Flächeninhalt des Grund-
stücks im bürgerlich- rechtlichen Sinn. Soweit Flächen berücksichti-
gungsfähiger Grundstücke baulich oder gewerblich nutzbar sind, richtet 
sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 6.

(3)	 Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken inner-
halb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes, soweit sie baulich, 
gewerblich oder in vergleichbarer Weise genutzt werden können, die 
tatsächliche Fläche des an die Anlage angrenzenden bzw. durch eine 
Zuwegung mit der Anlage verbundenen Grundstücks.

(4)	 Als Grundstücksfläche im Sinne des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außer-
halb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes:
a)	 die Gesamtfläche des Grundstückes, höchstens jedoch die Fläche 

zwischen der gemeinsamen Grenze des Grundstücks mit der öffent-
lichen Anlage und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Pa-
rallelen; die der typischen Tiefe der Bebaubarkeit oder gewerblichen 
Nutzbarkeit entspricht.

	 Bei Grundstücken, die nicht an die öffentliche Anlage angrenzen 
oder lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg oder 
durch einen Grundstücksstreifen mit ihr verbunden sind, die Fläche 

des Grundstücks, die zwischen der öffentlichen Anlage zugewand-
ten Grundstücksseite und einer im Abstand von 50 m dazu verlau-
fenden Parallelen;

b)	 Erstreckt sich die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder beitrags-
rechtlich vergleichbare Nutzung über die maßgebliche Grenze von 
50 m hinaus, so gilt abweichend als maßgebliche Grundstücksflä-
che, die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze des Grundstücks 
mit der öffentlichen Anlage und der rückwärtigen Grenze der bauli-
chen, gewerblichen oder vergleichbaren Nutzung.

§ 6
Faktoren nach Art und Maß der Nutzung

(1)	 Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungsfähigen Grund-
stücken, die baulich oder gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl 
der Vollgeschosse bestimmt. Als Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung 
gelten Vollgeschosse nach der Brandenburgischen Bauordnung in der 
jeweils gültigen Fassung.

	 Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. 
Besteht im Einzelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerkes in ihm 
kein Vollgeschoss i. S. der Landesbauordnung, so werden bei gewerb-
lich oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und 
bei allen in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je 2,30 m 
Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(2)	 Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung werden 
die nach § 5 ermittelten Flächen vervielfacht mit:
a)	 1,0	 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
b)	 1,3	 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
c)	 1,5	 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,
d)	 1,6	 bei einer Bebaubarkeit mit vier und mehr Vollgeschossen,
e)	 0,25	 bei öffentliche Grünflächen; Flächen, die der Ver- und Ent-

sorgung dienen, wenn es sich dabei um Grundstücksflächen 
im Innenbereich handelt, die der Allgemeinheit dienen, aber 
weder baulich noch gewerblich genutzt werden können (z. B. 
öffentliche Grünanlagen, Spielplätze, Wasserflächen, Fried-
hofsflächen),

f) 	 0,5	 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerb-
lichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt werden oder 
genutzt werden können,

g)	 0,5	 für Kleingärten nach dem Bundeskleingartengesetz oder 
sonstigen Gartenflächen im Innenbereich, die aus rechtlichen 
Gründen auf Dauer nur als solche genutzt werden können,

h)	 0,03	 bei unbebauten Grundstücken oder Teilen von Grundstücken 
im Außenbereich mit landwirtschaftlicher Nutzung oder Nut-
zung als Grün-, Acker- oder Gartenland,

i)	 0,01	 bei unbebauten Grundstücken oder Teilen von Grundstücken 
im Außenbereich mit forstwirtschaftlicher Nutzung oder nutz-
baren Wasserfläche sowie Unland,

j)	 1,0	 bei unbebauten Grundstücken oder Teilen von Grundstücken 
im Außenbereich mit gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenab-
bau),

k)	 1,0	 bei Grundstücken oder Teilen von Grundstücken im Außenbe-
reich auf denen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstel-
len und Nebengebäude (z. B. Feldscheunen) vorhanden sind, 
für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche 
der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl (GRZ) 
0,2 ergibt.

(3)	 Für Grundstücke oder Teile von Grundstücken innerhalb des Geltungs-
bereiches eines Bebauungsplanes oder bei Grundstücken, auf denen 
Vorhaben aufgrund § 33 BauGB zugelassen wurden, ergibt sich die Zahl 
der Vollgeschosse wie folgt:
a)	 ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen 

Zahl der Vollgeschosse,
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b)	 sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschos-
se die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf gan-
ze Zahlen auf- oder abgerundet werden.

c)	 ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der 
Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt durch 3,5, wobei 
Bruchzahlen auf ganze Zahlen auf- oder abgerundet werden.

	 Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse 
vorhanden, so ist diese zugrunde zu legen. Dies gilt auch, wenn die 
zulässige Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe über-
schritten werden. Ist baurechtlich eine höhere Zahl von Vollgeschossen 
zugelassen als vorhanden, so ist die zulässige Vollgeschosszahl zugrun-
de zu legen. Dies gilt nicht für den Fall, dass aus sonstigen rechtlichen 
Gründen (z. B. Denkmalschutz) diese nicht genutzt werden kann.

(4)	 Für Grundstücke oder Teile von Grundstücken außerhalb des Geltungs-
bereiches eines Bebauungsplanes oder für Flächen, für die ein Bebau-
ungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Ge-
bäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse:
a)	 bei bebauten Grundstücken/Grundstücksteilen im unbeplanten In-

nenbereich aus der Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse. 
Bleibt Zahl der Vollgeschosse hinter der Zahl der auf dem Grund-
stück baurechtlich zulässigen Zahl der Vollgeschosse zurück, ist 
die Zahl der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse zugrunde zu 
legen.

b)	 bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken/Grundstücksteilen 
aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse.

c)	 bei bebauten Grundstücken/Grundstücksteilen, bei denen wegen 
der Besonderheit des Bauwerkes die Zahl der Vollgeschosse nicht 
feststellbar ist, aus der Höhe des Bauwerkes, geteilt durch 3,5, 
wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. 
Bleibt die auf diese Weise ermittelte Zahl der Vollgeschosse hinter 
der Zahl der auf dem Grundstück baurechtlich zulässigen Zahl der 
Vollgeschosse zurück, ist die Zahl der höchstzulässigen Zahl der 
Vollgeschosse zu Grunde zu legen. Dies gilt nicht für Bauwerke, wie 
Sendemasten, Schornsteine u. ä. Baulichkeiten, auf die ein Vollge-
schossmaßstab sinnvollerweise nicht anzuwenden ist.

d)	 bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber 
gewerblich genutzt werden können, werden zwei Vollgeschosse zu-
grunde gelegt.

e)	 bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig 
oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt.

f)	 bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, wird ein Vollge-
schoss zugrunde gelegt.

g)	 für Gebäude im Außenbereich wird die tatsächliche Anzahl der Voll-
geschosse zugrunde gelegt.

(5)	 Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die 
in § 6 Abs. 2 Buchstaben a) bis g) festgesetzten Faktoren jeweils um 
0,25 erhöht:
a)	 bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe- 

und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit Nutzungsarten, 
wie z. B. Einkaufszentrum, großflächige Handelsbetriebe;

b)	 bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Be-
bauungsplan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten 
Gebieten vorhanden oder zulässig ist;

c)	 bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) 
bezeichneten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher 
Weise (z. B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, 
Krankenhaus- und Schulgebäuden), genutzt werden, wenn diese 
Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen überwiegt. Liegt eine 
derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zur Bebauung vor, 
gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche.

§ 7
Abschnitte von Anlagen

(1)	 Für selbständig benutzbare Abschnitte einer Anlage kann der Aufwand 
jeweils gesondert ermittelt und erhoben werden.

(2)	 Erstreckt sich eine Maßnahme auf mehrere Straßenabschnitte, für 
die sich nach § 4 Abs. 3 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder 
unterschiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die 
Straßenabschnitte gesondert abzurechnen.

§ 8
 Kostenspaltung

Der Beitrag bzw. die Vorausleistung kann im Rahmen einer Kostenspaltung 
auch für die im § 2 Abs. 1 Buchstabe c) genannten Anlagen oder Anlagentei-
le gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

§ 9
Vorausleistungen und Ablösung

(1)	 Sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist, kann 
die Gemeinde bis zur Höhe der voraussichtlichen Beiträge Vorausleis-
tungen erheben.

(2)	 Der Straßenausbaubeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser 
Satzung zu ermittelnden Straßenbaubeitrages. Ein Anspruch auf Ablö-
sung besteht nicht.

§ 10
Beitragspflichtige, Kostenersatzpflichtige

(1)	 Beitragspflichtig/Kostenersatzpflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des Grundstückes 
ist.

(2)	 Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3)	 Besteht für das Grundstück ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die 
Stelle des Eigentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereini-
gungsgesetzes vom 21.09.1994 (BGBl. I S. 2457) genannten juristischen 
oder natürlichen Personen des privaten und des öffentlichen Rechts. Die 
Beitragspflicht/Kostenersatzpflicht dieses Personenkreises entsteht nur, 
wenn zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbescheides/des Kosten-
ersatzes das Wahlrecht über die Bestellung eines Erbbaurechts oder 
den Ankauf des Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes bereits ausgeübt und gegen den Anspruch 
des Nutzers keine der nach dem Sachenrechtsbereinigungsgesetzes 
statthaften Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden sind; 
anderenfalls bleibt die Beitragspflicht des Grundstückseigentümers un-
berührt.

(4)	 Mehrere Eigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer haften als Gesamt-
schuldner. Das gilt nicht für Beitragspflichtige nach § 11 Abs. 5.

(5)	 Bei Wohnungseigentum nach dem Wohnungseigentumsgesetz und Teil-
eigentümerschaft am Grundstück sind die Wohnungs- und Teileigentü-
mer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil bzw. Teileigentumsanteil 
beitragspflichtig.

(6)	 Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigte und Nutzer sind verpflichtet, 
alle für die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß und 
unverzüglich nach Aufforderung durch die Gemeinde zu machen und 
nachzuweisen. Sie haben bei örtlichen Feststellungen der Gemeinde 
die notwendige Unterstützung zu gewähren.

§ 11
Fälligkeit

Der Beitrag und die Vorausleistung werden einen Monat nach Bekanntgabe 
des Abgabenbescheides fällig.
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§ 12 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

1.	 Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft.

2.	 Die Straßenbaubeitragssatzung der Gemeinde Planetal beschlossen am 
18.10.2006 tritt außer Kraft

Niemegk , den 28.09.2017

Hemmerling					   
Amtsdirektor	 						    

			 

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Gemeinde Planetal  am 06.09.2017 beschlossene Satzung über die Erhebung von Beiträgen  für stra-
ßenbauliche Maßnahmen und Kostenersatz für Grundstückszufahrten und Gehwegüberfahrten in der Gemeinde Planetal (Straßenbaubeitragssatzung) wird 
durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Niemegk dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, 
das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekanntgemacht.

Niemegk, den 28.09.2017

Hemmerling
Amtsdirektor
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– ANLAGE 1 –
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Präambel
Aufgrund der §§ 3 und 28 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl. I/07, [Nr. 19], S. 
286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. 
I/14, [Nr. 32]), des § 80 Abs. 2 des Brandenburgischen Wassergesetzes (Bbg-
WG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 02. März 2012 (GVBl. I/12, [Nr. 
20]), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 25. Januar 
2016 (GVBl.I/16, [Nr. 5]) und des Kommunalabgabengesetzes (KAG) für das 
Land Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 
(GVBl. I/04, [Nr. 08], S. 174), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, [Nr. 32]) hat die Gemeindevertretung der Ge-
meinde Mühlenfließ in ihrer Sitzung am 11.09.2017 folgende Satzung über 
die Erhebung der Umlage zur Deckung der Verbandslasten des Wasser- und 
Bodenverbandes „Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“ beschlossen. 

§ 1
Allgemeines

Die Gemeinde Mühlenfließ ist auf Grund § 2 des Gesetzes über die Bildung 
von Gewässerunterhaltungsverbänden (GUVG) vom 13. März 1995 (GV-
Bl.I/95, [Nr. 03], S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. Dezember 
2013 (GVBl. I/13, [Nr. 39]) gesetzliches Pflichtmitglied des Wasser- und 
Bodenverbandes „Nuthe-Nieplitz“, und des Wasser- und Bodenverbandes 
„Plane-Buckau“  für all diejenigen Flächen im Gemeindegebiet, die nicht im 
Eigentum des Bundes, des Landes oder einer sonstigen Gebietskörperschaft 
stehen. Dem Verband obliegt innerhalb seines Verbandsgebietes gem. § 79 
Abs. 1 Nr. 2 BbgWG unter anderem die Unterhaltung der Gewässer II. Ord-
nung.

§ 2
Abgabentatbestand

(1)	 Die Gemeinde Mühlenfließ erhebt eine Umlage, mit der die von ihr an 
den Wasser- und Bodenverband „Nuthe-Nieplitz“ und den Wasser- und 
Bodenverband „Plane-Buckau“ zu zahlenden Verbandsbeiträge auf die 
Umlageschuldner gemäß § 4 dieser Satzung auf die Grundstücke, die 
nicht im Eigentum der Gemeinde, des Bundes, des Landes oder einer 
anderen Gebietskörperschaft stehen, umgelegt werden. 

(2)	 Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Umlage entsteht mit 
Beginn des Kalenderjahres, für das sie zu erheben ist und wird nach 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides des Gewässerunterhaltungsver-
bandes gegenüber der Gemeinde Mühlenfließ für das Kalenderjahr 
festgesetzt.

§ 3
Fälligkeit

Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides ge-
genüber dem Umlageschuldner fällig. Auf Antrag kann dem Umlageschuld-
ner die Zahlung der Umlage in Raten gewährt werden.

Satzung der Gemeinde Mühlenfließ über die Erhebung der Umlage zur Deckung  
der Verbandslasten des Wasser- und Bodenverbandes „Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“

§ 4
Umlageschuldner

(1)	 Schuldner der Umlage ist der am 01.01. des zu veranlagenden Jahres 
im Grundbuch eingetragene Eigentümer eines Grundstücks im Gemein-
degebiet.

(2)	 Ist für ein Grundstück ein Erbbaurecht bestellt, tritt der Erbbauberech-
tigte an die Stelle des Grundstückseigentümers.

(3)	 Mehrere Gebührenschuldner für dieselbe Schuld haften als Gesamt-
schuldner.

§ 5
Umlagemaßstab

Die Umlage bemisst sich nach der mit Stichtag 1. Juni des Vorjahres für das 
Folgejahr (Veranlagungsjahr) durch das Landesamt für Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz (LUGV) ausgewiesenen Fläche der einem Grundstück 
zuzuordnenden Flurstücke innerhalb des jeweiligen Verbandsgebietes im 
Gemeindegebiet. Bemessungsgrundlage ist die auf volle Quadratmeter (m²) 
aufgerundete Fläche der dem Umlageschuldner zuzuordnenden Flurstücke 
(Umlagefläche).

§ 6
Umlagesatz

Der Umlagesatz beträgt 

1. 	 0,000749 EUR je m² für das Verbandsgebiet Nuthe-Nieplitz 
2. 	 0,000625 EUR je m² für das Verbandsgebiet Plane-Buckau 

der nach § 5 ermittelten Grundstücksfläche. 

3. 	 Kleinbeiträge unter 1,00 € werden nicht festgesetzt.

§ 7
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft.
Alle anderen Satzungen der Gemeinde Mühlenfließ über die Erhebung der 
Umlage zur Deckung der Verbandslasten des Wasser- und Bodenverbandes 
„Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“ treten außer Kraft.

Niemegk, den 28.09.2017

Hemmerling
Amtsdirektor

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende, in der Gemeindevertretung am 11.09.2017 beschlossene Satzung der Gemeinde Mühlenfließ über die Erhebung der Umlage zur Deckung 
der Verbandslasten des Wasser- und Bodenverbandes „Plane-Buckau“ und „Nuthe-Nieplitz“ wird durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen 
Bekanntmachungsblatt des Amtes Niemegk dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ 
bekannt gemacht.

Niemegk, den 28.09.2017

Hemmerling
Amtsdirektor
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Aufgrund des § 27 Abs. 4 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleis-
tung und den Katastrophenschutz des Landes Brandenburg (BbgBKG) vom 24. 
Mai 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 09], S.197), geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 23. September 2008 (GVBl.I/08, [Nr. 12], S.202, 206) i. V. m. § 140 Abs. 
1 i. V. m den §§ 3 und 28. Abs. 2 Satz 1 Ziffer 9 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 
19], S.286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 
(GVBl.I/14, [Nr. 32]) hat der Amtsausschuss des Amtes Niemegk  in seiner 
Sitzung am 18.09.2017 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Aufwandsentschädigung

(1) 	 Zur Abgeltung der notwendigen Auslagen, die unmittelbar aus der 
Wahrnehmung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit erwachsen, erhalten 
folgende Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr des Amtes Niemegk, 
gestaffelt nach Bedeutung und Ausstattung der jeweiligen Wehr, eine 
jährliche Aufwandsentschädigung entsprechend der nachfolgenden Ta-
belle:
a)	 Aufwandsentschädigung der Amtswehrführung
	 Funktion					     EUR/Jahr
	 Amtswehrführer				    3.000,00 €
	 stellv. Amtswehrführer				   1.500,00 €
	 Amtsjugendwart				       500,00 €
	 Sicherheitsbeauftragter			      205,00 €
	 Atemschutzgerätewart				      500,00 €
	 Funkwart					        500,00 €
	 Amtsgerätewart				       500,00 €
	 stellv. Amtsgerätewart				      360,00 €

(2) 	 Ortswehren
a)	 Ortswehr mit TSA Ausstattung
	 Ortswehrführer				       180,00 €
	 stellv. Ortswehrführer			      	      60,00 €
b)	 Ortswehr mit einem Fahrzeug
	 Ortswehrführer				       360,00 €
	 stellv. Ortswehrführer			      	    180,00 €
c)	 Ortswehren mit mehr als einem Fahrzeug
	 Ortswehrführer				       720,00 €
	 stellv. Ortswehrführer			      	    360,00 €
d)	 Ortsjugendwarte				       216,00 €
e)	 Ortsfeuerwehrgerätewart			      180,00 €

(3) 	 Werden mehrere Funktionen nebeneinander ausgeübt, so wird die 
höchste  Entschädigung  voll gezahlt. Weitere vorgesehene Entschädi-
gungen werden je zur Hälfte gezahlt. 

§ 2
Würdigung der gemeinschaftlichen Leistung bei Einsätzen

(1) 	 Als Würdigung der gemeinsamen Leistung der Kameraden bei der 
fachgerechten und organisierten Durchführung von Einsätzen der Frei-
willigen Feuerwehr des Amtes Niemegk, wird für jede Teilnahme an 
Einsätzen ein Betrag in Höhe von 5,00 € pro Einsatzkraft gezahlt. 

(2) Abweichend von Absatz 1 wird bei Brandsicherheitswachen pro Kamerad 
pro Stunde ein Betrag in Höhe von 8,00 € gezahlt.

§ 3
Umfang der Aufwandsentschädigung

(1) 	 Mit der Aufwandsentschädigung sind alle mit der Funktion verbundenen 
Auslagen (Fahrt- und Reisekosten, Telefon- und Postgebühren) innerhalb 
des Amtsbereiches abgegolten.

Satzung über die Gewährung von Entschädigungen für Ehrenbeamte  
und sonstige ehrenamtlich tätige Personen im Feuerwehrdienst

(2) 	 Vom Amtsdirektor genehmigte Dienstreisen können nach den Bestim-
mungen des Bundesreisekostengesetzes abgerechnet werden, sofern 
nicht von anderen Behörden (z. B. Feuerwehrunfallkasse Brandenburg, 
Landesfeuerwehrschule Eisenhüttenstadt, Landkreis Potsdam-Mittel-
mark) die Kosten erstattet werden.

(3) 	 Für die Ausbilder auf Amtsebene wird pro Ausbildungsstunde ein Betrag 
in Höhe von 7,00 € gezahlt.

§ 4
Kürzung und Wegfall der Aufwandsentschädigung

(1) 	 Nimmt ein Empfänger der Aufwandsentschädigung länger als drei Mo-
nate seine Pflichten im Ehrenamt nicht wahr, endet der Anspruch auf 
Entschädigung nach Ablauf dieses Zeitraumes.

(2) 	 Auf Vorschlag des Amtswehrführers kann einem Angehörigen der Frei-
willigen Feuerwehr aus wichtigem Grund (z. B. säumige Dienstdurchfüh-
rung usw.) die Zahlung der Aufwandsentschädigung durch den Träger 
des Brandschutzes bis zur Wiederaufnahme der ehrenamtlichen Tätig-
keit versagt oder gekürzt werden.

(3) 	 Muss aus den in Abs. (1) und (2) genannten Gründen zur Aufrechterhal-
tung der Arbeit innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr ein Stellvertreter 
eingesetzt werden, kann diesem Stellvertreter für seine Tätigkeit in der 
jeweiligen Funktion, die Aufwandsentschädigung des Vertretenden an-
teilmäßig oder voll gewährt werden. 

§ 5
Zuschuss bei Führerscheinverlängerung

(1) 	 Das Amt Niemegk gewährt auf Antrag nach Maßgabe des Haushalt-
planes einen Zuschuss für die Verlängerung eines Führerscheins der 
Klassen C1, C1E, C und CE.

(2) 	 Antragsberechtigt sind alle aktiven Einsatzkräfte, in deren Ortsfeuer-
wehr ein entsprechendes Einsatzfahrzeug stationiert ist.

(3) 	 Wird der Führerschein ausschließlich für den Feuerwehrdienst benötigt, 
kann ein Zuschuss bis 200,00 € gewährt werden. Für Kameraden, die 
ihren Führerschein für die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit nutzen, 
beträgt der Zuschuss anteilig 1/3 an den Gesamtkosten jedoch höchs-
tens 100,00 €. 

(4) 	 Nähere Regelungen werden in einem separaten Vertrag zwischen dem 
Führerscheininhaber und dem Amt Niemegk vereinbart.

§ 6
Abrechnungsmodalitäten

(1) 	 Die Zahlungen der Aufwandsentschädigungen nach § 1 Abs. (1) sind 
jährlich im Oktober vorzunehmen.

(2) 	 Die Bestätigung der fachtechnischen Richtigkeit erfolgt durch den Amts-
wehrführer. 

(3) 	 Die Zahlungen der Einsatzgelder nach § 2 Abs. (1) sind jährlich im 4. 
Quartal auf ein gemeinsames Konto der jeweiligen Ortsfeuerwehr vor-
zunehmen.

(4) 	 Der Ortswehrführer bestätigt schriftlich, dass die Einsatzgelder zur För-
derung des Feuerwehrwesens verwendet werden. 

(5) 	 Abrechnungen für Fahrkosten nach § 3 Abs. (2) sind innerhalb von zwei 
Wochen nach Beendigung der Dienstreise beim Ordnungsamt einzurei-
chen.

(6) 	 Zu Unrecht geleistete Zahlungen hat das Mitglied der Freiwilligen Feu-
erwehr des Amtes Niemegk zu erstatten.

§ 7
Einsatzversorgung

(1) 	 Eine alkoholfreie Gertränkeversorgung ist unabhängig von der Dauer 
des Einsatzes, Übungen und Ausbildungen sicherzustellen, wenn es die 
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außerordentliche Belastung der Einsatzart erfordert. (z. B. Benutzung 
von Atemschutzgeräte, Schutzanzüge bzw. extremen Temperaturen) 

(2) 	 Ist bei einem Einsatzverlauf abzusehen, dass die Beendigung des Ein-
satzes nicht vor dem Ablauf von 3 Stunden erfolgen wird, so kann der 
Einsatzleiter/Wehrführer die Versorgung der Einsatzkräfte mit alkohol
freien Getränken und Verpflegungen anordnen.

	 Hierfür sind je Einsatzkraft folgende Sätze zu veranschlagen:
	 Einsatzzeit 3 bis 6 		  Stunden 5,00 EUR
	 Einsatzzeit 6 bis 10 		  Stunden 10,00 EUR

	 Für länger als 8 Stunden währende Einsätze können zusätzlich pro Ein-
satzstunde und Einsatzkraft ab der 10. Stunde je 1,00 EUR für Erfri-
schung/ Verpflegung verwendet werden.

§ 8
In-Kraft-Treten

Die Satzung über die Gewährung von Entschädigungen für Ehrenbeamte und 
sonstige ehrenamtlich tätige Personen im Feuerwehrdienst tritt am Tage 
nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Gleichzeitig treten die Satzung über die Gewährung von Entschädigungen 
für Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich tätige Personen im Feuerwehr-
dienst vom 15.12.2014 sowie die 1. Änderung der Satzung über die Gewäh-
rung von Entschädigungen für Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich täti-
ge Personen im Feuerwehrdienst vom 23.11.2015 außer Kraft.

Niemegk, 28.09.2017

Hemmerling
Amtsdirektor

	 Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende in der Sitzung des Amtsausschusses am 18.09.2017 beschlossene Satzung über die Gewährung von Entschädigungen für Ehrenbeamte und 
sonstige ehrenamtlich tätige Personen im Feuerwehrdienst vom 18.09.2017 wird im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Niemegk dem „Amtsblatt 
für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“, bekannt gemacht.

Niemegk, 28.09.2017

Hemmerling
Amtsdirektor

Abwasserentsorgungsverband Niemegk –  
Bekanntmachungsanordnung – Hinweis der uneingeschränkten Einsichtnahme

1. Öffentliche Bekanntmachung des Wirtschaftsplans 2017 
Gemäß § 14 Absatz 3 Satz 3 der Eigenbetriebsverordnung des Landes Bran-
denburg vom 26. März 2009 (GVBl. II/09, [Nr: 11], S. 150) in Verbindung mit 
§ 6 Absatz 2 der Verbandssatzung vom 01.08.2011 in der Fassung der 1. Än-
derungssatzung vom 27.10.2015 ist der Wirtschaftsplan 2017 nach den für 
Satzungen geltenden Vorschriften im „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich 
bekannt zu machen. Hierbei erfolgt ausschließlich die Bekanntmachung der 
Festsetzungen.

Der Wirtschaftsplan wurde bereits im „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ Nr. 3 vom 

10. März 2017 öffentlich bekanntgemacht. Die Bekanntmachung erfolgte mit 
einer zeitlichen Einschränkung der Einsichtnahme in den Wirtschaftsplan. 

Der Wirtschaftsplan 2017 ist in den Büroräumen des Wasserversorgungs-
verbandes „Hoher Fläming“, Gregor-von-Brück-Ring 20, 14822 Brück unein-
geschränkt einsehbar.

Niemegk, 11.09.2017

Hemmerling
Verbandsvorsteher
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Wahlkreis 60

Ein großes „Dankeschön!“ an alle Wahlhelfer!

Der Kreiswahlleiter, die Oberbürgermeisterin und die Leiterin des Wahlbüros bedanken sich bei allen ehrenamtlichen Wahlhelfern für Ihren hervorragenden 
Einsatz zur Bundestagswahl am 24. September 2017.

Vielen Dank, dass Sie uns als Vorsteher, Stellvertreter, Beisitzer und Mitarbeiter im Organisationsbüro so tatkräftig unterstützt haben.

Ohne ihr großes Engagement bis spät in die Abendstunden wäre die Bundestagswahl in der Stadt Brandenburg an der Havel, sowie in den Ämtern und 
Gemeinden im Wahlkreis 60 nicht in dieser guten Qualität und in dem doch relativ kurzen Auszählzeitraum möglich gewesen.

Ein besonderer Dank gilt auch all denen, die sich aufgrund des Ausfalls von Wahlhelfern in der letzten Woche vor der Wahl kurzfristig für den Wahleinsatz 
zur Verfügung gestellt haben.

Bei dieser Wahl haben uns in der Stadt Brandenburg, den Ämtern und den Gemeinden im Wahlkreis 60 wiederholt Mitarbeiter der Behörden und der städti-
sche Beteiligungen tatkräftig unterstützt. Erwähnt werden sollen hier besonders die Rentenversicherung Zentrale für Altersvermögen, das Oberlandesgericht, 
das Amtsgericht, das Finanzamt, das Schulamt und die Justizvollzugsanstalt.

Unser Dank gilt auch den vielen Helfern, die uns in der Stadt Brandenburg, den Ämtern und den Gemeinden bei der Einrichtung der Wahllokale durch die 
Hausmeister der Schulen und Mitarbeiter des Bauhofes sowie des Gebäude und Liegenschaftsmanagements zur Seite standen. Des Weiteren ist die Arbeit 
der Kollegen, die morgens für die Übergabe der Unterlagen an die Wahlvorstände, abends für die Aufnahme der Schnellmeldung, für die Prüfung der Nie-
derschriften, für die Abnahme der weiteren Unterlagen und die vielen Helfern tagsüber zu würdigen.

Sie alle haben dazu beigetragen, dass die Stadt Brandenburg und alle Gemeinden des Wahlkreises 60 in der Öffentlichkeit sehr positiv wahrgenommen 
wurde.

DANKE!

Hans-Joachim Freund
Kreiswahlleiter Wahlkreis 60

— Ende der amtlichen Bekanntmachungen —


